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Merkblatt zum Antrag auf Leistungen der Eingliederungshilfe 
nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) 

ab dem 1. Januar 2020 
 
 

1. Beratung und Information 

 
Potentielle Leistungsberechtigte werden vor und bei der Antragstellung vom Fachbereich So-
ziales und Gesundheit, Abteilung Soziale Sicherung, Behindertenhilfe, Rechtsangelegenhei-
ten, Stelle Eingliederungshilfe, Friedrich-Seele-Straße 7, 38122 Braunschweig, umfassend 
unterstützt und beraten. Die aktive Mitwirkung ist hierbei gefordert und sehr wichtig. 
 

2. Wer hat Anspruch auf Eingliederungshilfe 

 
Anspruch auf Eingliederungshilfe haben alle Leistungsberechtigten, die durch eine Behinde-
rung im Sinne des § 2 Abs. 1 Satz 1 SGB IX wesentlich in ihrer Fähigkeit an der Gesellschaft 
teilzuhaben eingeschränkt oder von einer solchen wesentlichen Behinderung bedroht sind. 
Sie erhalten Leistungen der Eingliederungshilfe, wenn und solange nach der Besonderheit 
des Einzelfalles, insbesondere nach Art und Schwere der Behinderung, die Aussicht besteht, 
dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe erfüllt werden kann. Personen mit einer körperli-
chen, geistigen oder seelischen Behinderung können Leistungen der Eingliederungshilfe er-
halten. Sie wird erbracht in Form von Dienstleistungen, Geldleistungen und Sachleistungen. 
 
Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden auf Antrag erbracht. Eingliederungshilfeleis-
tungen werden gemäß § 108 Abs. 1 SGB IX frühestens ab dem Ersten des Monats der An-
tragstellung erbracht, wenn zu diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen bereits vorlagen. 
 
Eingliederungshilfe wird nachrangig gewährt. Wer sich selbst helfen kann oder die Hilfe von 
anderen, besonders von Angehörigen oder von anderen Sozialleistungsträgern erhält, hat 
keinen Anspruch auf Eingliederungshilfe. 
 
Die Leistungen werden einkommens- und vermögensabhängig gewährt, d.h. Einkommen 
und Vermögen der nachfragenden Person sind vorrangig vor der Eingliederungshilfegewäh-
rung einzusetzen. Zum Einkommen gehören z.B. Renten, Zinsen, Erwerbseinkommen, Miet- 
und Pachteinnahmen, Forderungen aus Erbansprüchen. Wohngeld oder Lastenzuschussbe-
zug ist ebenfalls anzugeben. Zum Vermögen gehören z. B. Haus- und Grundvermögen, 
Kraftfahrzeuge, Bargeld, Wertpapiere, Guthaben auf Konten bei Banken, Sparkassen, Bau-
sparkassen etc., Rückkaufswerte von Lebens- und Sterbeversicherungen.  
 
Der Vermögensfreibetrag gemäß § 139 SGB IX beträgt zurzeit 71.190,00 € (Stand 1. Januar 
2026). 
 
Leistungsberechtigten Personen, für die Leistungen über Tag und Nacht oder über Tag er-
bracht werden, und ihren Eltern oder einem Elternteil ist die Aufbringung der Mittel für die 
Kosten des Lebensunterhaltes in Höhe der für den häuslichen Lebensunterhalt ersparten 
Aufwendungen zuzumuten, soweit sie heilpädagogische Leistungen, Leistungen zur Schul-
bildung oder Leistungen zur schulischen Ausbildung für einen Beruf in besonderen Ausbil-
dungsstätten erhalten. 
 

3. Besonderheiten bei Leistungen in einer Wohnform über Tag und Nacht 

 
Ungedeckte Kosten für den Aufenthalt in einer Wohnform über Tag und Nacht können nur 
dann übernommen werden, wenn andere Leistungen der Eingliederungshilfe (z. B. einfache 
oder qualifizierte Assistenz) nicht ausreichen. 
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Leistungen der Pflegekasse sind bei der Wohnform über Tag und Nacht auf die Bedarfe an-
zurechnen. 
 

4. Von wem erhalten Sie Ihre Leistungen 

 
Sie erhalten Leistungen vom Fachbereich Soziales und Gesundheit, Abteilung Soziale Si-
cherung Behindertenhilfe, Rechtsangelegenheiten, Stelle Eingliederungshilfe, Friedrich-
Seele-Straße 7, 38122 Braunschweig. 
 

5. Rückfragen 

 
Für fernmündliche Rückfragen stehen Ihnen die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter 
der Stelle Eingliederungshilfe gerne zur Verfügung. Die Telefonnummer entnehmen Sie bitte 
Ihrem Bescheid. 
 

6. Wie beantrage ich die Leistungen und wie läuft die Bedarfsfeststellung 

 
Die/Der Leistungsberechtigte wendet sich direkt an den Fachbereich Soziales und Gesund-
heit, Abteilung Soziale Sicherung Behindertenhilfe, Rechtsangelegenheiten, Stelle Eingliede-
rungshilfe, Friedrich-Seele-Straße 7, 38122 Braunschweig, der Sie über die potentiellen indi-
viduellen Möglichkeiten von Eingliederungshilfe aufklärt. 
 
Im Rahmen der Erstantragstellung wird die Antragstellerin/der Antragsteller über das Verfah-
ren und die formalen Voraussetzungen umfassend informiert und beraten. Der Antrag auf 
Leistungen nach dem SGB IX mit den dazugehörenden zwingend notwendigen Unterlagen 
auf Leistungen nach dem SGB IX wird aufgenommen. 
 
Sofern keine aussagekräftigen medizinischen Unterlagen bei Antragsstellung eingereicht 
werden, findet zur Feststellung der Zugangsvoraussetzungen ein Termin für die ärztliche Un-
tersuchung in der Abteilung Gesundheitsamt des Fachbereichs Soziales und Gesundheit 
statt. Im Anschluss erfolgt die individuelle Teilhabebedarfsermittlung durch sozialpädagogi-
sches Personal. Der notwendige Teilhabebedarf wird im Teilhabeplangespräch festgestellt. 
 
Sie erhalten abschließend von der Stelle Eingliederungshilfe des Fachbereichs Soziales und 
Gesundheit, Abteilung Soziale Sicherung, Behindertenhilfe, Rechtsangelegenheiten einen 
Bescheid über die festgestellten notwendigen Leistungen. 
 

7. Mitwirkungspflichten 

 
Um den Sozialleistungsträger in die Lage zu versetzen, diese Voraussetzungen zu prüfen, 
hat die antragstellende Person die Verpflichtung 
 

• ihre persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse dem Sozialleistungsträger gegen-
über darzulegen sowie entsprechende Unterlagen und Nachweise einzureichen 

• der Einholung von Auskünften durch Dritte zuzustimmen 

• sich einer ärztlichen oder psychologischen Untersuchung zu unterziehen, soweit die-
ses erforderlich ist.  
 

Außerdem soll sie auf Anforderung des Sozialleistungsträgers zur mündlichen Erörterung 
des Antrags oder notwendiger Entscheidungen persönlich erscheinen. 
 
Sofern diese Verpflichtungen nicht erfüllt werden, hat der Sozialleistungsträger gemäß § 60 
Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) das Recht, die Leistungen ganz oder teilweise zu ver-
sagen. 
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Eingliederungshilfe ist keine rentengleiche Dauerleistung. Die Leistung steht vielmehr unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen Wegfalls, wenn die Voraussetzungen entfallen oder sich än-
dern. 
 
Die leistungsberechtigte Person hat daher die Verpflichtung, dem Eingliederungshilfeträger 
alle Änderungen ihrer persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse unverzüglich 
mitzuteilen. Dies gilt insbesondere, wenn sich die Einkommens- oder Vermögenssituation 
ändert. Hierzu gehören auch einmalige Einkünfte. 
 
Wird dieser Pflicht nicht nachgekommen, muss damit gerechnet werden, dass die zu Un-
recht erbrachten Leistungen zurückzuzahlen sind. Außerdem kann die Nichtbeachtung 
dieser Verpflichtung strafrechtliche Maßnahmen nach sich ziehen. 
 
Sämtliche Angaben werden vertraulich behandelt. Sie dürfen anderen Personen und Stellen 
nicht unbefugt offenbart werden, es sei denn, dass die leistungsberechtigte Person zuge-
stimmt hat oder eine gesetzliche Mitteilungspflicht besteht. 
 

8. Erklärung 

 
Ich bin darüber belehrt worden, dass ich gemäß § 60 Erstes Buch Sozialgesetzbuch über 
meine Einkommens- und Vermögensverhältnisse wahrheitsgemäße und vollständige Anga-
ben zu machen habe. Von den Bestimmungen der §§ 60 und 66 SGB I (Mitwirkungspflichten 
und Folgen fehlender Mitwirkung) sowie § 263 Strafgesetzbuch (StGB) (Betrug) habe ich 
Kenntnis genommen. 
  
Mir ist bekannt, dass unrichtige bzw. unvollständige Angaben strafrechtliche Folgen nach 
sich ziehen.  
 
Eine Ausfertigung dieses Merkblattes habe ich erhalten. 
 

 
 
 
 
 

 

Datum                             Unterschrift der Leistungsberechtigten/des Leistungsberechtigten ggf. 
                                        auch der gesetzlichen Vertreterin/des gesetzlichen Vertreters 

 
 


